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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
(WBF). 

 
Begründung 
Der Bundesrat plant eine Änderung des Bundesgesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG). Dabei soll ein Verbot von Preisparitätsklauseln in 
Verträgen zwischen Online-Buchungsplattformen und Beherbergungsbetrie-
ben mit einem neuen Gesetzesartikel eingeführt werden. Mit der Vorlage 
setzt der Bundesrat die vom Parlament überwiesene Motion 16.3902 «Verbot 
von Knebelverträgen der Online-Buchungsplattformen gegen die Hotellerie» 
von Ständerat Pirmin Bischof vom 30. September 2016 um. Der Regierungs-
rat unterstützt die Anliegen der Motion, d.h. den Direktvertrieb von Beherber-
gungsunternehmen über die eigenen Webseiten zu fördern und somit die 
Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe zu stärken, und spricht sich für die ge-
plante Änderung des UWG aus, auch wenn gemäss Ausführungen des Bun-
des lediglich mit geringen Auswirkungen zu rechnen ist.  
 

                                                                                            
 

 


